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Dringlichkeitsantrag 

der Abgeordneten Markus Rinderspacher, Florian 
von Brunn, Klaus Adelt, Harry Scheuenstuhl, Her-
bert Woerlein, Horst Arnold, Inge Aures, Volkmar 
Halbleib, Natascha Kohnen, Dr. Simone Strohmayr, 
Margit Wild, Kathi Petersen, Ruth Müller und Frak-
tion (SPD) 

Insektensterben in Bayern 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, dem Landtag 
umgehend Bericht zu erstatten, 

─ welche Daten zur Entwicklung der Insektenpopu-
lation und zum Insektensterben – bezogen auf die 
verschiedenen Insektenarten und die Masse an 
Insekten innerhalb der einzelnen Arten – in Bay-
ern derzeit vorliegen, 

─ welches nach ihrer Einschätzung die mutmaßli-
chen Ursachen für das Insektensterben sind, 

─ wie sie ein aussagekräftiges wissenschaftliches 
Insektenmonitoring implementieren will, 

─ welche Auswirkungen das Insektensterben auf die 
bayerische Landwirtschaft hat, 

─ welche Auswirkungen das Insektensterben auf die 
bayerische Flora und Fauna, zum Beispiel Vögel, 
hat, 

─ welche Maßnahmen die Staatsregierung wann 
ergreifen will, um dem Insektensterben in Bayern 
zu begegnen. 

Begründung: 

Die jüngsten wissenschaftlichen Untersuchungen über 
ein massives Insektensterben in Deutschland müssen 
uns alle beunruhigen. Ein Rückgang der Masse der 
Fluginsekten um bis zu 80 Prozent ist eine katastro-
phale Entwicklung für die natürlichen Lebensgrundla-
gen sowie das menschliche Überleben. Es geht hier 
nicht nur abstrakt um bedauerliche Auswirkungen auf 
die Biodiversität, hier geht es um die Zukunft von uns 
und unserer Natur insgesamt. Die Bedeutung von 
Fluginsekten für die Vermehrung wichtiger Pflanzen-
arten und den Bestand der Vögel in Bayern ist gar 
nicht groß genug einzuschätzen. 

Die ersten deutlichen Hinweise für Deutschland 
stammen aus einer Studie des Entomologischen Ver-
eins Krefeld aus dem Jahr 2013, der die Jahre 1989 
und 2013 an zwei Messstellen verglichen und einen 
Rückgang der Insektenmasse bis zu 80 Prozent fest-
gestellt hat. Im Oktober 2017 wurde eine um zahlrei-
che untersuchte Gebiete erweiterte Studie im Fach-
magazin „PLOS ONE“ veröffentlicht. Diese Untersu-
chung dokumentiert den Rückgang der Bestandszah-
len um 80 Prozent in zahlreichen deutschen Schutz-
gebieten im Zeitraum von 1989 bis 2016. 

Auch in Bayern gibt es entsprechende Hinweise. So 
bestätigen Forscher der Zoologischen Staatssamm-
lung München, dass 13 Prozent der über 3.000 
Schmetterlingsarten, die in Bayern nachgewiesen 
worden sind, im 21. Jahrhundert nicht mehr vorhan-
den sind. Besonders drastisch ist offensichtlich die 
Entwicklung der letzten 50 Jahre, in denen die 
Schmetterlingsbestände im Durchschnitt um 90 Pro-
zent eingebrochen sind. 

Wir von der SPD-Fraktion sind der Auffassung, dass 
Sofortmaßnahmen ergriffen werden müssen, um das 
Risiko einer weiteren Verschlechterung zu minimie-
ren. Wir können nicht viele Jahre darauf warten, bis 
weitere wissenschaftliche Studien Detailergebnisse 
zeigen. Deshalb muss vorbeugend der Einsatz von 
Pestiziden in der Landwirtschaft so weit als möglich 
reduziert und im privaten Gartenbau verboten werden. 
Auch die Themen Überdüngung und schrumpfende 
Lebensräume (Stichworte: Hecken, Wildwiesen, 
Waldränder und Gewässerschutz) muss sofort ange-
gangen werden. Wer jetzt weiter zuwartet, muss damit 
rechnen, dass es für eine Rettung der heimischen 
Insekten zu spät sein wird. Wir müssen ihr Aussterben 
jetzt verhindern. 

 



würden wir jederzeit unterstützen, wenn sie als sepa-
rate Anträge auf der Tagesordnung stünden.

Wir FREIEN WÄHLER haben einen Dringlichkeitsan-
trag nachgereicht, weil wir der Meinung sind, dass 
diese Entlastung beim bürokratischen Aufwand noch 
etwas weiter gefasst werden könnte. Wir haben vor-
geschlagen, die Aufzeichnung der Gesamtstunden 
praxisnäher zu gestalten, sie einmal im Monat vorzu-
sehen. Das sollte den Bedingungen der Nachvollzieh-
barkeit genügen.

Zur Aufzeichnungspflicht insgesamt möchte ich viel-
leicht noch ein paar Takte sagen. Ein Problem ist, 
dass nicht für alle aufgezeichnet werden muss, son-
dern nur für geringfügig Beschäftigte und in Branchen, 
auf die sich das Gesetz gegen Schwarzarbeit bezieht. 
Ich habe letzthin hier an dieser Stelle schon gesagt: 
Auch diese Regelungen müssten überprüft werden, 
damit sie nicht per se kontinuierlich weitergeführt wer-
den. Es gibt nämlich auch Branchen, die in diesem 
Zusammenhang nicht mehr auffällig sind. Eine Dere-
gulierung bzw. Modifizierung der Aufzeichnungs-
pflicht, wie sie von uns und von der CSU beantragt 
wird, würde den kleineren und Familienbetrieben 
diese Dokumentation erleichtern.

Sehr oft müssen gerade die Familienbetriebe diese 
Arbeit am Feierabend, am Sonntag zu Hause erledi-
gen. Manchmal – das muss man ehrlich sagen – pas-
sieren dabei Flüchtigkeitsfehler bzw. unüberlegte 
Flüchtigkeitsfehler bis hin zu Fehlern, die eine Straf-
verfolgung nach sich ziehen. Wichtig ist, dass wir hier 
eine entsprechend nachvollziehbare, mittelstandsf-
reundliche Ausgestaltung wählen. Die Kontrollmecha-
nismen funktionieren ohnehin. Es ist nicht so, wie die 
Kollegin Celina gesagt hat. Auch bei der wöchentli-
chen Aufzeichnung kann das für Samstag, Sonntag 
oder Freitag entsprechend dargestellt werden. Ob das 
wöchentlich oder monatlich geschieht, spielt meines 
Erachtens keine Rolle. Das ist zwar nicht Gegenstand 
des heutigen Dringlichkeitsantrags, aber wir sollten 
diese Überlegung einbeziehen, wenn wir darüber 
nachdenken, was der nächste Schritt sein kann.

Der nächste Schritt ist, denke ich, eine größere Flexi-
bilisierung der Arbeitszeit. Da sollten wir uns ein biss-
chen europäischer verhalten und den europäischen 
Rechtsrahmen besser nutzen als bisher. Das wäre ein 
sinnvoller Beitrag zur Flexibilisierung, der unsere 
Wertschätzung denjenigen gegenüber ausdrücken 
würde, die im Handwerk und in der gewerblichen Wirt-
schaft tagtäglich ihre Arbeit tun. Sie erfahren nämlich 
nicht immer die Wertschätzung, die sie verdienen. Ich 
bitte den Bayerischen Landtag, unserem Dringlich-
keitsantrag zu folgen und damit diese Wertschätzung 
zum Ausdruck zu bringen.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Danke schön, 
Kollege Häusler. – Weitere Wortmeldungen liegen 
nicht vor. Damit ist die Aussprache geschlossen. 

Wir kommen zur Abstimmung. Dazu werden die An-
träge wieder getrennt. Wer dem Dringlichkeitsantrag 
auf Drucksache 17/18706 – das ist der Antrag der 
SPD-Fraktion – seine Zustimmung geben will, den 
bitte ich um das Handzeichen. – Das ist die SPD-
Fraktion. Gegenstimmen, bitte! – CSU-Fraktion, 
FREIE WÄHLER, zwei Stimmen bei BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und Kollege Felbinger (fraktionslos). Gibt 
es Enthaltungen? – Das ist der Rest der GRÜNEN-
Fraktion, wenn ich das richtig sehe. – Gut. Damit ist 
der Dringlichkeitsantrag abgelehnt. 

Wer dem Dringlichkeitsantrag auf Drucksa-
che 17/18709 – das ist der Antrag der CSU-Fraktion – 
seine Zustimmung geben will, den bitte ich um das 
Handzeichen. – CSU, FREIE WÄHLER, Kollege Fel-
binger (fraktionslos) und drei Stimmen bei BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN. Gegenstimmen, bitte! – SPD-
Fraktion. Enthaltungen? – Die restliche Fraktion von 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Damit ist dieser Dring-
lichkeitsantrag angenommen. 

Wir kommen zum Dringlichkeitsantrag auf Drucksa-
che 17/18719 – das ist der Antrag der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Wer diesem zustimmen 
will, den bitte ich um das Handzeichen. – Das ist die 
Fraktion von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, diesmal 
komplett, oder? – Nein? – Außerdem die SPD. Die 
Gegenstimmen, bitte! – CSU-Fraktion, Fraktion der 
FREIEN WÄHLER und Kollege Felbinger (fraktions-
los). Enthaltungen? – Zwei Enthaltungen bei BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN. Damit ist der Dringlichkeitsan-
trag abgelehnt. 

Dann kommen wir zum Dringlichkeitsantrag 17/18720. 
Das ist der Antrag der Fraktion FREIE WÄHLER. Ich 
bitte, Zustimmung anzuzeigen. – Das sind die FREI-
EN WÄHLER, die CSU und zwei Stimmen bei BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN und Kollege Felbinger (frakti-
onslos). Gegenstimmen, bitte! – SPD-Fraktion. 
Enthaltungen? – Die restliche Fraktion von BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN. Damit ist der Dringlichkeitsan-
trag angenommen. – Damit sind diese Tagesord-
nungspunkte erledigt. 

Die Dringlichkeitsanträge auf den Drucksa-
chen 17/18708, 17/18710 mit 17/18712 sowie 
17/18721 mit 17/18724 werden in die zuständigen 
Ausschüsse verwiesen. 

Ich gebe jetzt das Ergebnis der namentlichen Abstim-
mung zum Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten 
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Umwelt und Verbraucherschutz 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Markus Rinderspacher, 
Florian von Brunn, Klaus Adelt u.a. und Fraktion (SPD) 
Drs. 17/18712 

Insektensterben in Bayern 

I. Beschlussempfehlung: 

Z u s t im m u n g  

Berichterstatter: Florian von Brunn 
Mitberichterstatterin: Tanja Schorer-Dremel 

II. Bericht: 

1. Der Dringlichkeitsantrag wurde dem Ausschuss für Umwelt 
und Verbraucherschutz federführend zugewiesen. Der Aus-
schuss für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten hat den 
Dringlichkeitsantrag mitberaten. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Dringlichkeitsantrag in 
seiner 78. Sitzung am 30. November 2017 beraten und e i n -
s t im m i g  Zustimmung empfohlen. 

3. Der Ausschuss für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten hat 
den Dringlichkeitsantrag in seiner 68. Sitzung am 31. Januar 
2018 mitberaten und e i n s t im m ig  Zustimmung empfohlen. 

Dr. Christian Magerl 
Vorsitzender 
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und 
beschlossen: 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Markus Rinderspacher, 
Florian von Brunn, Klaus Adelt, Harry Scheuenstuhl, Herbert 
Woerlein, Horst Arnold, Inge Aures, Volkmar Halbleib, Natascha 
Kohnen, Dr. Simone Strohmayr, Margit Wild, Kathi Petersen, Ruth 
Müller und Fraktion (SPD) 

Drs. 17/18712, 17/20556 

Insektensterben in Bayern 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, dem Landtag umgehend Be-
richt zu erstatten, 

─ welche Daten zur Entwicklung der Insektenpopulation und zum 
Insektensterben – bezogen auf die verschiedenen Insektenarten 
und die Masse an Insekten innerhalb der einzelnen Arten – in 
Bayern derzeit vorliegen, 

─ welches nach ihrer Einschätzung die mutmaßlichen Ursachen für 
das Insektensterben sind, 

─ wie sie ein aussagekräftiges wissenschaftliches Insektenmonito-
ring implementieren will, 

─ welche Auswirkungen das Insektensterben auf die bayerische 
Landwirtschaft hat, 

─ welche Auswirkungen das Insektensterben auf die bayerische 
Flora und Fauna, zum Beispiel Vögel, hat, 

─ welche Maßnahmen die Staatsregierung wann ergreifen will, um 
dem Insektensterben in Bayern zu begegnen. 

Die Präsidentin  

I.V. 

Inge Aures 

II. Vizepräsidentin 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote



Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Ich rufe Tagesordnungspunkt 2 auf:

Abstimmung

über Anträge, die gemäß § 59 Abs. 7 der Geschäftsordnung nicht einzeln 

beraten werden (s. Anlage 1)

Von der Abstimmung ausgenommen sind die Listennummern 3, 8 und 11, die auf 

Wunsch der Abgeordneten bzw. der Fraktionen im Plenum am 14. März beraten wer­

den sollen. Die Anträge betreffen die Kennzeichnungspflicht bzw. die individuelle 

Kennzeichnung von Polizistinnen und Polizisten.

Über die übrigen Listennummern lasse ich nun abstimmen. Hinsichtlich der jeweiligen 

Abstimmungsgrundlagen mit den einzelnen Voten der Fraktionen verweise ich auf die 

Ihnen vorliegende Liste.

(Siehe Anlage 1)

Wer mit der Übernahme seines Abstimmungsverhaltens bzw. des jeweiligen Abstim­

mungsverhaltens seiner Fraktion entsprechend der aufgelegten Liste einverstanden 

ist, den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind alle Fraktionen im Haus. Gibt es Ge­

genstimmen? – Keine. Stimmenthaltungen? – Auch nicht. Fraktionslose Abgeordnete 

sind zurzeit nicht im Raum. Damit übernimmt der Landtag diese Voten.
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